
 

  

S 11 Eg 77/96

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Saarland
Sozialgericht Landessozialgericht für das Saarland
Sachgebiet Kindergeld-/Erziehungsgeldangelegenheit

en
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Nimmt der Erziehungsgeldberechtigte

eine Teilzeittätigkeit auf und ist
deswegen das Erziehungsgeld gem. § 6 VI
BErzGG neu zu berechnen, wird das bei
der Erstberechnung festgestellte
Einkommen des Ehegatten bei der
Neuberechnung unverändert auch dann
zugrunde gelegt, wenn der Ehegatte – im
Unterschied zur ursprünglich Prognose –
tatsächlich ein geringeres Einkommen als
angenommen erzielt hatte. Die
Festsetzung eines Pauschalabzuges von
27% in § 6 I Nr 1 BErzGG ist unter
verfasungsrechtlichen Gesichtspunkten
nicht zu beanstanden (Anschluß an BSG
v. 20.11.96 – 14 REg 6/96).

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 Eg 77/96
Datum 14.11.1996

2. Instanz

Aktenzeichen L 6/1 Eg 4/96
Datum 10.07.1997

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r das Saarland
vom 14.11.1996 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander keine
Kosten zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.
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Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die HÃ¶he des der KlÃ¤gerin zustehenden
Erziehungsgeldes.

Die KlÃ¤gerin ist die Mutter des am xx geborenen Sohnes S â�¦ Am 03.03.1995
stellte sie einen Antrag auf GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld nach dem
Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG). Bis zum Beginn der Mutterschutzfrist hatte
sie bei der Firma P. S. GmbH in St. I. gearbeitet. In dem Antragsformular gab sie an,
daÃ� sie bis zur HÃ¶chstdauer (Vollendung des 24. Lebensmonats des Kindes)
Erziehungsurlaub nehmen werde.

Mit Bescheid vom 06.04.1995 gewÃ¤hrte der Beklagte der KlÃ¤gerin ein
ungekÃ¼rztes Erziehungsgeld von monatlich 600,- DM fÃ¼r die ersten sechs
Lebensmonate des Kindes. Lediglich fÃ¼r die Zeit vom 03.01. bis 28.02.1995 ergab
sich aufgrund der Anrechnung des gezahlten Mutterschaftsgeldes kein Anspruch.
FÃ¼r die Zeit vom 7. bis 12. Lebensmonat des Kindes wurde ein gekÃ¼rztes
Erziehungsgeld von 525,- DM monatlich unter BerÃ¼cksichtigung der EinkÃ¼nfte
des Ehemannes der KlÃ¤gerin bewilligt.

Am 01.05.1995 nahm die KlÃ¤gerin bei der P. S. GmbH eine TeilzeitbeschÃ¤ftigung
(19 Wochenstunden) auf. Den Eintritt dieser BeschÃ¤ftigung teilte sie dem
Beklagten erst im Januar 1996 mit.

Mit Bescheid vom 05.03.1996 berechnete der Beklagte den Erziehungsgeldanspruch
fÃ¼r die Zeit vom 03.07.1995 bis 02.01.1996 gem. Â§ 6 BErzGG unter
BerÃ¼cksichtigung des Gesamteinkommens neu und stellte fest, daÃ� das der
KlÃ¤gerin gezahlte Erziehungsgeld das ihr zustehende Erziehungsgeld um 2.022,-
DM Ã¼bersteige. Dieser Betrag sei von der KlÃ¤gerin gem. Â§ 50 des 10. Buchs des
Sozialgesetzbuchs (SGB X) zu erstatten.

Mit weiterem Bescheid vom 05.03.1996 teilte der Beklagte der KlÃ¤gerin auf einen
von ihr am 12.12.1995 gestellten Antrag hin mit, daÃ� ihr fÃ¼r die Zeit vom 13. bis
24. Lebensmonat des Kindes kein Erziehungsgeld zustehe, weil der monatliche
Anrechnungsbetrag aus dem Einkommen ihres Ehemannes sich auf 715,32 DM
belaufe.

Gegen beide Bescheide legte die KlÃ¤gerin Widerspruch mit der BegrÃ¼ndung ein,
daÃ� bei der Berechnung der positiven EinkÃ¼nfte ein Betrag von 45.350,- DM als
Einkommen des Ehegatten eingesetzt worden sei, wÃ¤hrend sich der Betrag laut
vorliegender Steuerkarte tatsÃ¤chlich auf 44.713,37 DM belaufe. Bei der
Berechnung des Erziehungsgeldes sei der Beklagte weiter von einem
Pauschalabzug von 27% ausgegangen. FÃ¼r Beamte betrage der Pauschalabzug
22%. Die Mehrbelastung eines Arbeiters und Angestellten gegenÃ¼ber dem
Beamten betrage jedoch allein aus der Renten- und Arbeitslosenversicherung
12,85%, so daÃ� ein Pauschalabzug von 37,85% zugrunde gelegt werden mÃ¼sse.
Auch mÃ¼sse als Basis der Berechnung nicht der Bruttolohn, sondern das
Realeinkommen herangezogen werden, das heute eher niedriger sei als im Jahr
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1987.

Der eingelegte Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 16.07.1996 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen. In den GrÃ¼nden des Widerspruchsbescheides
wird u.a. ausgefÃ¼hrt, daÃ� nach Â§ 6 Abs. 2 BErzGG das voraussichtliche
Einkommen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes im 1. bis 12. Lebensmonat
maÃ�gebend sei. Dementsprechend sei das von dem Steuerberater S. bescheinigte
Einkommen von Januar bis Dezember 1995 der Berechnung des Erziehungsgeldes in
dem Bescheid vom 06.04.1995, den die KlÃ¤gerin habe bindend werden lassen,
ebenso zugrunde gelegt worden wie in dem Bescheid vom 05.03.1996. Im Ã¼brigen
stÃ¼tze sich die Neuberechnung des Erziehungsgeldes bis zum 12. Lebensmonat
ausschlieÃ�lich auf Â§ 6 Abs. 6 BErzGG, wonach zunÃ¤chst, wenn der Berechtigte in
der Zeit des Erziehungsgeldbezuges nicht erwerbstÃ¤tig sei, seine vorher erzielten
EinkÃ¼nfte aus ErwerbstÃ¤tigkeit nicht berÃ¼cksichtigt wÃ¼rden. Bei Aufnahme
einer TeilzeittÃ¤tigkeit wÃ¼rden die EinkÃ¼nfte, soweit sie im Bescheid noch nicht
berÃ¼cksichtigt seien, neu ermittelt. Was die Einwendungen gegen den
Pauschalabzug von lediglich 27% angehe, sei ebenfalls darauf zu verweisen, daÃ�
es sich um den gleichen Abzug wie in dem Bescheid vom 06.04.1995 handele, den
die KlÃ¤gerin habe bindend werden lassen. Die gesetzliche Festschreibung der
Pauschale von 27% in Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BErzGG erlaube keinen anderen Abzug; im
Ã¼brigen sei die von der KlÃ¤gerin aufgezeigte Ungleichbehandlung gegenÃ¼ber
Beamten nicht zu erkennen. Die festgestellte RÃ¼ckforderung von 2.022,- DM stelle
auch keine besondere HÃ¤rte dar.

Gegen den am 17.07.1996 zur Post gegebenen Widerspruchsbescheid hat die
KlÃ¤gerin am 09.08.1996 Klage erhoben.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 14.11.1996 abgewiesen.

Es hat seine Entscheidung im wesentlichen damit begrÃ¼ndet, daÃ� die
Neufeststellung des Anspruchs auf Erziehungsgeld fÃ¼r das 1. Lebensjahr des
Kindes durch den Beklagten korrekt erfolgt sei. Aufgrund der Tatsache, daÃ� die
KlÃ¤gerin am 01.05.1995 eine ErwerbstÃ¤tigkeit aufgenommen habe, habe eine
Korrektur des Bewilligungsbescheides vom 06.04.1995 gem. Â§ 6 Abs. 6 BErzGG in
die Wege geleitet werden mÃ¼ssen. Sei hiernach der Berechtigte in der Zeit des
Erziehungsgeldbezuges nicht erwerbstÃ¤tig, wÃ¼rden seine vorher erzielten
EinkÃ¼nfte aus ErwerbstÃ¤tigkeit nicht berÃ¼cksichtigt. Bei Aufnahme einer
TeilzeittÃ¤tigkeit wÃ¼rden die EinkÃ¼nfte, soweit sie im Bescheid noch nicht
berÃ¼cksichtigt seien, neu ermittelt. Bei der nachtrÃ¤glichen Errechnung des
Erziehungsgeldes sei das spÃ¤ter bekannt gewordene tatsÃ¤chliche Einkommen
des Ehemannes nicht mehr zu berÃ¼cksichtigen, sondern lediglich das im
Bewilligungszeitraum durch die KlÃ¤gerin erwirtschaftete Einkommen in die
Rechnung einzubringen gewesen. Die gesetzliche Regelung in Â§ 6 Abs. 6 Satz 2
BErzGG beziehe sich ausdrÃ¼cklich auf das nachtrÃ¤glich erwirtschaftete
Einkommen des Erziehungsgeldberechtigten; das Ã¼brige der Bewilligung zugrunde
gelegte Einkommen werde keiner Ã�berprÃ¼fung mehr unterzogen.

Aufgrund der HÃ¶he des Einkommens der KlÃ¤gerin und ihres Ehegatten im Laufe
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des 2. Lebensjahres des Kindes sei der Anspruch auf Erziehungsgeld in diesem
Zeitraum entfallen. Der Beklagte habe richtigerweise fÃ¼r die KlÃ¤gerin ein
Einkommen in HÃ¶he von 22.300,- DM und fÃ¼r ihren Ehemann EinkÃ¼nfte in
HÃ¶he von 51.370,55 DM berÃ¼cksichtigt. Die entsprechende Prognose sei
aufgrund der aktuellen Einkommensbescheinigungen gem. Â§ 6 Abs. 2 BErzGG ohne
Fehler erfolgt. Unter Beachtung der gesetzlichen Regelung in Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1
BErzGG habe der Beklagte den Pauschalbetrag von 27 v.H. der EinkÃ¼nfte in Abzug
gebracht. Der Einwand der KlÃ¤gerin, sie halte diesen Pauschalabzug fÃ¼r zu
gering, da sie sich Beamten gegenÃ¼ber benachteiligt fÃ¼hle, sei unbeachtlich, da
es allein Sache des Gesetzgebers sei, die BerechnungsmodalitÃ¤ten zu regeln.

Gegen das am 23.11.1996 zugestellte Urteil richtet sich die am 13.12.1996 bei
Gericht eingegangene Berufung.

Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt die KlÃ¤gerin im wesentlichen vor, daÃ� der
Pauschalabzug fÃ¼r Arbeiter und Angestellte weit Ã¼ber 35% liegen mÃ¼sse,
damit es zu keiner Ungleichbehandlung von Angestellten und Arbeitern im
VerhÃ¤ltnis zu Beamten komme. Bei der Neuberechnung des Erziehungsgeldes
fÃ¼r 1995 sei im MÃ¤rz 1996 das geschÃ¤tzte Einkommen des Ehemannes
angesetzt worden, obwohl das tatsÃ¤chliche Einkommen genau bekannt gewesen
sei.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

â�� das Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r das Saarland vom 14.11.1996 aufzuheben
sowie die Bescheide des Beklagten vom 05.03.1996 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 16.07.1996 abzuÃ¤ndern,

â�� den Beklagten zu verurteilen, bei der Neuberechnung des Erziehungsgeldes
fÃ¼r den 6. bis 12. Lebensmonat des Kindes S. das tatsÃ¤chliche Einkommen ihres
Ehemannes im Jahr 1995 sowie einen Pauschalabzug von 37,85% zugrunde zu
legen und bei der Berechnung des Erziehungsgeldes fÃ¼r den 13. bis 24.
Lebensmonat des Kindes einen Pauschalabzug von 37,85% zugrunde zu legen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen,

wobei er zur BegrÃ¼ndung im wesentlichen vortrÃ¤gt, daÃ� er bei der
nachtrÃ¤glichen Berechnung des Erziehungsgeldes lediglich das im
Bewilligungszeitraum durch die KlÃ¤gerin erwirtschaftete Einkommen in die
Rechnung einzubringen gehabt habe. Das spÃ¤ter bekannt gewordene
tatsÃ¤chliche Einkommen des Ehemannes im Jahr 1995 sei nicht mehr zu
berÃ¼cksichtigen gewesen. Aufgrund der HÃ¶he des Einkommens der KlÃ¤gerin
und ihres Ehegatten im Laufe des 2. Lebensjahres des Kindes sei der Anspruch auf
Erziehungsgeld in diesem Zeitraum entfallen. Der Beklagte habe unter Beachtung
der gesetzlichen Regelungen in Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BErzGG richtigerweise einen
Pauschalbetrag von 27 v.H. der EinkÃ¼nfte in Abzug gebracht. Der Einwand der
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KlÃ¤gerin, sie halte diesen Pauschalabzug fÃ¼r zu gering, sei unbeachtlich.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestands wird auf die gewechselten SchriftsÃ¤tze, den
weiteren Akteninhalt sowie auf die von dem Beklagten vorgelegte Verwaltungsakte,
die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung war, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die von der KlÃ¤gerin eingelegte Berufung, gegen deren Statthaftigkeit und
ZulÃ¤ssigkeit sich keine Bedenken ergeben, ist nicht begrÃ¼ndet.

Denn der Beklagte hat zu Recht aufgrund der von ihm vorgenommenen
Neuberechnung von der KlÃ¤gerin einen Ã�berzahlungsbetrag an Erziehungsgeld in
HÃ¶he von 2.022,- DM zurÃ¼ckgefordert und die GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld
fÃ¼r die Zeit vom 13. bis 24. Lebensmonat des Kindes verweigert.

GemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 6 Satz 1 BErzGG werden bei der Ermittlung der HÃ¶he des zu
zahlenden Erziehungsgeldes die von dem Berechtigten vorher erzielten EinkÃ¼nfte
aus ErwerbstÃ¤tigkeit unter der Voraussetzung nicht berÃ¼cksichtigt, daÃ� der
Berechtigte in der Zeit des Erziehungsgeldbezuges nicht erwerbstÃ¤tig ist. Bei
Aufnahme einer TeilzeittÃ¤tigkeit werden die EinkÃ¼nfte, soweit sie im Bescheid
noch nicht berÃ¼cksichtigt sind, gem. Â§ 6 Abs. 6 Satz 2 BErzGG neu ermittelt.

Dieser gesetzlichen Regelung liegt der Gedanke zugrunde, daÃ� das gem. Â§ 6 Abs.
2 BErzGG prognostizierte Einkommen fÃ¼r das 1. und 2. Lebensjahr des Kindes
grundsÃ¤tzlich auch dann verbindlich bleiben soll, wenn sich spÃ¤ter aufgrund
unerwarteter Entwicklungen Ã�nderungen in der HÃ¶he des tatsÃ¤chlich erzielten
Einkommens ergeben. Die Anwendung der Regelung des Â§ 48 des 10. Buchs des
Sozialgesetzbuchs (SGB X) mit der dort vorgesehenen Ã�berprÃ¼fungsmÃ¶glichkeit
wird inhaltlich und insoweit ausgeschlossen (vgl. GrÃ¼ner-Dalichau,
Bundeserziehungsgeldgesetz-Kommentar, Â§ 6 Ziffer I 1). Die Aufnahme einer
TeilzeittÃ¤tigkeit durch den Berechtigten ist jedoch fÃ¼r die Berechnung derart
einschneidend, daÃ� hier vom Gesetzgeber eine nachtrÃ¤gliche
Ã�berprÃ¼fungsmÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet worden ist; insoweit ist vom Zeitpunkt der
Aufnahme der TeilzeittÃ¤tigkeit an eine Neuberechnung vorzunehmen (vgl.
GrÃ¼ner-Dalichau a.a.O. Ziffer II 6). Die Vorschrift des Â§ 6 Abs. 6 Satz 2 BErzGG
stellt damit eine die Anwendbarkeit des Â§ 48 SGB X ausschlieÃ�ende
Sonderregelung dar.

Auf der Grundlage dieser gesetzlichen Vorschrift hat der Beklagte in nicht zu
beanstandender Weise eine Neuberechnung des der KlÃ¤gerin zustehenden
Erziehungsgeldes vorgenommen und einen Ã�berzahlungsbetrag in HÃ¶he von
2.022,- DM festgestellt, der von der KlÃ¤gerin gem. Â§ 50 SGB X zu erstatten ist.

Hiergegen kann die KlÃ¤gerin nicht mit Erfolg einwenden, daÃ� im Rahmen der
Neuberechnung das tatsÃ¤chlich geringere Einkommen ihres Ehegatten hÃ¤tte
berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssen. Denn schon nach dem Wortlaut des Â§ 6 Abs. 6
Satz 2 BErzGG werden die EinkÃ¼nfte nur neu ermittelt, soweit sie im Bescheid
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noch nicht berÃ¼cksichtigt sind. Das Einkommen des Ehegatten der KlÃ¤gerin war
jedoch bereits in dem ursprÃ¼nglichen Bescheid vom 06.04.1995 berÃ¼cksichtigt
worden. Das in diesem Bescheid in nicht zu beanstandender Weise prognostizierte
Einkommen in HÃ¶he von 45.350,- DM bleibt unter BerÃ¼cksichtigung des oben
dargestellten Grundgedankens der gesetzlichen Regelung auch im Rahmen der
vorgenommenen Neuberechnung weiterhin maÃ�gebend.

Die KlÃ¤gerin kann sich auch nicht mit Erfolg darauf berufen, daÃ� der in dem
Bescheid enthaltene, auf der gesetzlichen Regelung des Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BErzGG
beruhende Pauschalabzug von 27 v.H. der EinkÃ¼nfte zu gering bemessen sei. Das
Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 20.11.1996 (Az.: 14 REg 6/96)
detailliert dargelegt, daÃ� die Abzugspauschale des Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BErzGG nicht
zu beanstanden sei und sich aus dieser Vorschrift insbesondere auch keine
ungerechtfertigte Bevorzugung der Beamten im VerhÃ¤ltnis zu Angestellten und
Arbeitern ergebe. Dieser Auffassung schlieÃ�t sich der Senat an.

Damit ist auch die Ablehnung der GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld fÃ¼r die Zeit
vom 13. bis 24. Lebensmonat des Kindes nicht zu beanstanden. Die in diesem
Zusammenhang von dem Beklagten vorgenommene Berechnung ist zutreffend.
Dies wird von der KlÃ¤gerin im Grunde auch gar nicht beanstandet, sondern gegen
die Berechnung lediglich eingewandt, daÃ� der Pauschalabzug von 27 v.H. auch
insoweit zu gering bemessen sei; dem ist aus den oben dargelegten GrÃ¼nden aber
nicht zu folgen.

Die Berufung war damit zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) lagen nicht vor.

Erstellt am: 01.01.2004

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=14%20REg%206/96
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

